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Datum -

Auf die Berufung der Beklagten wird das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 15.
November 2018 aufgehoben und die Klage abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten
sind fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt von der Beklagten die GewÃ¤hrung einer Rente wegen voller
Erwerbsminderung ab 1. August 2016.

Die geborene KlÃ¤gerin hat keinen Beruf erlernt und war zuletzt ab April 2005 als
Hauswirtschaftshilfe in einem Pflegeheim beschÃ¤ftigt. Seit 27. Mai 2016 ist die
KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig krank geschrieben worden und erhielt ab 22. Juli 2016
Krankengeld (Schreiben der AOK Baden-WÃ¼rttemberg vom 19. August 2016, Bl.
27 der Verwaltungsakten der Beklagten). Vom 11. bis 23. Juni 2016 befand sich die
KlÃ¤gerin zur stationÃ¤ren Behandlung in der Klinik fÃ¼r Neurologie im Diakonie-
Klinikum H. H â�¦ Nach dem Entlassungsbericht vom 23. Juni 2016 konnten klinisch
neurologische Defizite nicht festgestellt werden. Mittels CT-Angiographie der
Hirnvenen wurde eine Sinusthrombose des Sinus sagittalis superior, Sinus rektus
und Sinus transversus rechts diagnostiziert. AnschlieÃ�end befand sich die
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KlÃ¤gerin vom 30. Juni bis 21. Juli 2016 in der ACURA Waldklinik Dobel. Im
Entlassungsbericht vom 26. Juli 2016 gelangten die behandelnden Ã�rzte zu der
Auffassung, dass die KlÃ¤gerin arbeitsunfÃ¤hig entlassen werde, aber von einer
weiteren guten Rekonvaleszenz unter konsequenter ambulanter Behandlung und in
5-6 Wochen von einem vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r die TÃ¤tigkeit als
Hauswirtschaftshelferin sowie fÃ¼r leichte bis mittelschwere TÃ¤tigkeiten
auszugehen sei. Defizite bestÃ¼nden noch im kognitiven Bereich bei der
Aufmerksamkeit sowie physisch beim Gleichgewicht.

Am 10. August 2016 beantragte die KlÃ¤gerin Rente wegen Erwerbsminderung. Die
BeratungsÃ¤rztin der Beklagten G. fÃ¼hrte unter dem 17. August 2016 aus, dass
gemÃ¤Ã� dem Entlassungsbericht vom 26. Juli 2016 ab Mitte September 2016 mit
einem vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen auch im ausgeÃ¼bten Beruf zu rechnen
sei. Hierauf lehnte die Beklagte den Rentenantrag mit Bescheid vom 19. August
2016 ab. Am 14. September 2016 hob die KlÃ¤gerin Widerspruch. Die Beklagte
lieÃ� weitere Unterlagen, insbesondere den Entlassungsbericht vom 23. Juni 2016
und radiologische Berichte (Computertomographie [CT] des SchÃ¤dels vom 19.
Dezember 2007, Kernspintomographie des SchÃ¤dels vom 13. Juli 2009, CT des
SchÃ¤dels vom 15. September 2010, CT des SchÃ¤dels vom 27. MÃ¤rz 2014, 28.
Oktober 2014 und 5. Dezember 2016) durch Dr. H. auswerten, der zu der
Auffassung gelangte, die KlÃ¤gerin sei nur drei bis unter 6 Stunden leistungsfÃ¤hig;
der Entlassungsbericht vom 26. Juli 2016 sei zu positiv. Da die Beklagte davon
ausging, dass die KlÃ¤gerin das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis entsprechend ihrer
LeistungsfÃ¤higkeit reduzieren kÃ¶nne (siehe Bl. 35 der Verwaltungsakten der
Beklagten), bewilligte sie mit Rentenbescheid vom 1. Juni 2017 Rente wegen
teilweiser Erwerbsminderung ab 1. August 2016 lÃ¤ngstens bis zum 31. Oktober
2023 (Monat des Erreichens der Regelaltersgrenze). Mit Widerspruchsbescheid vom
4. August 2017 wies sie den Widerspruch im Ã�brigen zurÃ¼ck. Die KlÃ¤gerin habe
keinen Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Am 4. September 2017 hat die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht Heilbronn (SG)
erhoben. Sie hat eine Aussage des Arztes fÃ¼r Allgemeinmedizin K. in einem
Schwerbehindertenverfahren vor dem SG (S 2 SB 300/17) vorgelegt, wonach die
KlÃ¤gerin mehr als 50 % behindert und weniger als 3 Stunden tÃ¤glich
"erwerbsfÃ¤hig" sei. Das SG hat von der behandelnden Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. B. eine schriftliche Zeugenaussage vom 13. November 2017
eingeholt, wonach die KlÃ¤gerin lediglich am 2. Dezember 2014 und 11. November
2016 vorgesprochen habe, ihr eine Beurteilung des LeistungsvermÃ¶gens nicht
mÃ¶glich sei. Sie hat die diesbezÃ¼glichen Berichte an den Hausarzt sowie ihre
sachverstÃ¤ndige Zeugenaussage vom 15. Mai 2017 im
Schwerbehindertenverfahren vorgelegt. Der ebenfalls befragte Neurochirurg Steffen
hat lediglich seinen bereits aktenkundigen Bericht vom 27. Oktober 2016
Ã¼bersandt, wonach wegen der Bandscheibenprotrusion L4/5 bei fehlender
Ausfallssymptomatik sicher keine Indikation zur Operation bestehe und
Krankengymnastik rezeptiert worden sei. Die Beklagte hat eine beratungsÃ¤rztliche
Stellungnahme der FachÃ¤rztin fÃ¼r Urologie Dr. W- vom 2. Februar 2018
vorgelegt, wonach von einem sechs- und mehrstÃ¼ndigen LeistungsvermÃ¶gen
auszugehen sei. Auf neurologischem Fachgebiet lÃ¤gen keine
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leistungseinschrÃ¤nkenden Befunde vor.

Auf Antrag der KlÃ¤gerin nach Â§ 109 SGG hat das SG ein Gutachten des Facharztes
fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie PD Dr. S. vom 3. Juli 2018 eingeholt. Er hat
eine sonstige organische PersÃ¶nlichkeits-und VerhaltensstÃ¶rung aufgrund einer
Krankheit, SchÃ¤digung oder FunktionsstÃ¶rung des Gehirns und eine organische
affektive StÃ¶rung aufgrund einer SchÃ¤digung oder FunktionsstÃ¶rung des
Gehirns oder einer kÃ¶rperlichen Krankheit sowie fachfremd eine vaskulÃ¤re
Encephalopathie, einen Zustand nach Sinusvenenthrombose sowie eine arterielle
Hypertonie diagnostiziert. Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne nur noch unter 3 Stunden tÃ¤glich
tÃ¤tig sein, da sie eine schwere pathologische SchÃ¤digung des Gehirns aufweise
und daraus deutliche EinschrÃ¤nkungen der kognitiven Funktionen, exekutiven
Funktionen resultierten. Durch die vorhandenen mikroangiopathischen LÃ¤sionen
der Hirnbahnen und die weiter bestehende arterielle Hypertonie bestehe ein nicht
zu unterschÃ¤tzendes Risiko fÃ¼r einen Schlaganfall und fÃ¼r das Auftreten einer
vaskulÃ¤ren Demenz.

Die Beklagte hat eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme des Psychiaters und
Facharztes fÃ¼r Psychotherapie Dr. N. vom 25. Juli 2018 vorgelegt, wonach der
gerichtliche SachverstÃ¤ndige eine GedÃ¤chtnisstÃ¶rung nicht mehr habe
feststellen kÃ¶nnen, so dass gegenÃ¼ber dem Entlassungsbericht aus der
Rehabilitation sogar eine Besserung eingetreten sei. Es sei auch zweifelhaft, wie der
SachverstÃ¤ndige ohne Kenntnis der PrimÃ¤rpersÃ¶nlichkeit eine
PersÃ¶nlichkeitsverÃ¤nderung nach der Sinusthrombose habe einschÃ¤tzen
kÃ¶nnen. Es werde auch kein Befund genannt, der an eine PersÃ¶nlichkeits-
und/oder VerhaltensstÃ¶rung denken lassen wÃ¼rde. Die KlÃ¤gerin hat einen
Bericht des Diakonie-Klinikums H. H., Klinik fÃ¼r Neurologie, vom 2. Juli 2018
vorgelegt.

Das SG hat eine ergÃ¤nzende gutachtliche Stellungnahme des gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen PD Dr. S. eingeholt, wonach er an seiner EinschÃ¤tzung
festgehalten und auf den deutlichen pathologischen Hirnbefund hingewiesen hat.
Die KlÃ¤gerin habe ein allgemeines normales kognitives Funktionsniveau, sei aber
bei den komplexen exekutiven Funktionen sehr stark eingeschrÃ¤nkt. Die Beklagte
hat eine beratungsÃ¤rztliche Stellungnahme des Dr. N. vom 25. September 2018
vorgelegt, wonach die erheblichen Zweifel an der Aussagekraft des Gutachtens
durch die ergÃ¤nzende Stellungnahme des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen
verstÃ¤rkt worden seien. Es sei nicht nachvollziehbar, warum das quantitative
LeistungsvermÃ¶gen gemindert sein solle, wenn ein normales allgemeines
kognitives Funktionsniveau vorliege, lediglich komplexe exekutive Funktionen sehr
stark eingeschrÃ¤nkt seien. Zudem kontrastierte die EinschÃ¤tzung zum
Befundbericht des Diakonie-Klinikums vom 2. Juli 2018, der keine auffÃ¤lligen
neurologischen Befunde beschreibe.

Mit Urteil vom 15. November 2018, berichtigt durch Beschluss vom 14. MÃ¤rz 2019,
hat das SG die Beklagte unter Aufhebung der Bescheide vom 19. August 2016 und
1. Juni 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 4. August 2017
verurteilt, der KlÃ¤gerin ab 1. August 2016 eine Rente wegen voller
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Erwerbsminderung zu gewÃ¤hren. Das SG hat sich hierbei auf das Gutachten des
gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen gestÃ¼tzt. Da unwahrscheinlich sei, dass die
Erwerbsminderung behoben werden kÃ¶nne, sei die Rente auf Dauer zu
gewÃ¤hren.

Gegen das der Beklagten am 28. November 2018 zugestellte Urteil hat sie am 17.
Dezember 2018 Berufung eingelegt und geltend gemacht, eine quantitative
Leistungsminderung sei nicht nachgewiesen. Die Beurteilung des gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen PD Dr. S. sei weder schlÃ¼ssig noch nachvollziehbar. Eine
EinschrÃ¤nkung bei komplexen exekutiven Funktionen bedinge keine quantitative
Leistungsminderung, sondern finde ihre BerÃ¼cksichtigung bei der qualitativen
LeistungsfÃ¤higkeit. SchlieÃ�lich habe der SachverstÃ¤ndige auch die verwendeten
Tests nicht nÃ¤her bezeichnet, weshalb nicht nachvollzogen werden kÃ¶nne,
inwieweit diese auf subjektiven Angaben der KlÃ¤gerin beruhten. Auf vorhandene
Inkonsistenzen sei der gerichtliche SachverstÃ¤ndige auch nicht eingegangen.

Die Beklagte beantragt, das Urteil des Sozialgerichts Heilbronn vom 15. November
2018 aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die KlÃ¤gerin beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat Beweis erhoben durch Einholung einer schriftlichen
sachverstÃ¤ndigen Zeugenaussage des behandelnden Nervenarztes Dr. R. vom 28.
Mai 2019. Hiernach sei die KlÃ¤gerin nach den dort erhobenen Befunden in der
Lage, eine leichte, einfache, vollschichtige TÃ¤tigkeit des allgemeinen
Arbeitsmarktes durchzufÃ¼hren. EEG und Demenz-Testungen seien zweimal
unauffÃ¤llig geblieben. Aufgrund der unauffÃ¤lligen Befunde sei der Verdacht auf
eine Depression geÃ¤uÃ�ert worden, zu deren Behandlung es aber nicht gekommen
sei.

Der Senat hat schlieÃ�lich noch ein nervenÃ¤rztliches Gutachten des Prof. Dr. B.
vom 8. Juli 2019 eingeholt. Hiernach liege bei der KlÃ¤gerin ein leicht
ausgeprÃ¤gtes WirbelsÃ¤ulen-Syndrom ohne aktuelle Nervenwurzelreizsymptome
und ohne auf die WirbelsÃ¤ule beziehbare segmentale sensible oder motorische
neurologische Defizite sowie eine Dysthymie vor. Aus dem WirbelsÃ¤ulen-Syndrom
resultierten lediglich qualitative LeistungseinschrÃ¤nkungen dahingehend, dass nur
leichte und vorÃ¼bergehend mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten zugemutet
werden kÃ¶nnen, wohingegen schwere und dauernd mittelschwere kÃ¶rperliche
Arbeiten, Arbeiten mit hÃ¤ufigem Sich-BÃ¼cken, Sich-Drehen und Sich-Wenden,
Arbeiten in hÃ¤ufiger Zwangshaltung, Arbeiten mit hÃ¤ufiger Ã�ber-Kopf-Haltung
und Arbeiten in KÃ¤lte und NÃ¤sse ohne entsprechende Schutzkleidung nicht
zumutbar seien. Die von der KlÃ¤gerin angegebenen EinschrÃ¤nkungen im Sinne
einer Dysthymie verblieben allein im subjektiven Bereich und fÃ¼hrten zu keinen
objektivierbaren LeistungseinbuÃ�en, und zwar sowohl in der
Untersuchungssituation hier feststellbar als auch aus ihren eigenen Angaben
ableitbar. Die bildmorphologisch beschriebenen HirnverÃ¤nderungen, die als
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vaskulÃ¤re Encephalopathie interpretiert worden seien, bestÃ¼nden bereits seit
vielen Jahren in konstanter AusprÃ¤gung, also auch schon zu einem Zeitpunkt, als
die KlÃ¤gerin noch berufstÃ¤tig gewesen sei. Wenn es sich bei den genannten
VerÃ¤nderungen tatsÃ¤chlich um kleine Hirninfarkte handeln sollte, dann mÃ¼sste
man bei einem Verlauf von nahezu zehn Jahren eine Befundprogredienz und
zentrale neurologische Defizite erwarten, die aber nicht vorlÃ¤gen. Die KlÃ¤gerin
hat noch Atteste des behandelnden Arztes fÃ¼r Allgemeinmedizin K. vom 7. August
und 6. September 2019 vorgelegt (s. Bl. 127 f. der Gerichtsakten des Senates).

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhaltes wird auf die Verwaltungsakten
der Beklagten sowie die Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge ergÃ¤nzend Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist begrÃ¼ndet. Das SG hat die Beklagte zu
Unrecht verurteilt, der KlÃ¤gerin eine Rente wegen voller Erwerbsminderung zu
gewÃ¤hren. Denn die KlÃ¤gerin ist in der Lage, leichte TÃ¤tigkeiten des
allgemeinen Arbeitsmarktes bei Beachtung quantitativer EinschrÃ¤nkungen
vollschichtig auszuÃ¼ben. Der Rentenbescheid vom 1. Juni 2017, mit dem der
KlÃ¤gerin Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bewilligt worden ist, ist
deshalb rechtswidrig, verletzt aber nicht die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Der
Bescheid vom 19. August 2016 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 4.
August 2017 ist rechtmÃ¤Ã�ig.

Hinsichtlich der Rechtsgrundlagen fÃ¼r den von der KlÃ¤gerin geltend gemachten
Anspruch verweist der Senat auf die AusfÃ¼hrungen des SG im angefochtenen
Urteil. ErgÃ¤nzend ist auf Â§ 43 Abs. 3 SGB VI hinzuweisen, wonach nicht
erwerbsgemindert ist, wer unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen
Arbeitsmarktes mindestens 6 Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann, wobei die
jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu berÃ¼cksichtigen ist. Genau dies ist bei der
KlÃ¤gerin der Fall.

Die KlÃ¤gerin leidet unter einem leicht ausgeprÃ¤gten WirbelsÃ¤ulen-Syndrom, wie
der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. B. schlÃ¼ssig und nachvollziehbar
ausgefÃ¼hrt hat. Aus diesem Syndrom resultieren aber lediglich qualitative
LeistungseinschrÃ¤nkungen dahingehend, dass der KlÃ¤gerin nur leichte und
vorÃ¼bergehend mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten zugemutet werden kÃ¶nnen,
wohingegen ihr schwere und dauernd mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten, Arbeiten
mit hÃ¤ufigem Sich-BÃ¼cken, Sich-Drehen und Sich-Wenden, Arbeiten in hÃ¤ufiger
Zwangshaltung, Arbeiten mit hÃ¤ufiger Ã�ber-Kopf-Haltung und Arbeiten in KÃ¤lte
und NÃ¤sse ohne entsprechende Schutzkleidung nicht zugemutet werden kÃ¶nnen.
DarÃ¼ber hinaus hat Prof. Dr. B. Ã¼berzeugend dargelegt, dass lediglich eine
Dysthymie vorliegt, die jedoch im subjektiven Bereich verbleibt und zu keinen
objektivierbaren LeistungseinbuÃ�en fÃ¼hrt und lediglich eine ambulante
Psychotherapie angezeigt erscheint, welche jedoch nicht durchgefÃ¼hrt wird. Prof.
Dr. B. hat eine stets bewusstseinsklar und hinsichtlich Ort, Zeit, Person und
Situation vollorientierte KlÃ¤gerin vorgefunden. Ihre Wahrnehmung und Auffassung
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waren ungestÃ¶rt; sie konnte den Kern der an sie gerichtete Fragen stets sofort
erfassen und zielgerichtet in adÃ¤quater Geschwindigkeit beantworten. Die
GedÃ¤chtnisleistungen waren sowohl im Langzeit-und auch Kurzzeitbereich
ungestÃ¶rt, daran ablesbar, dass sie ihre Biografie mit vielen Details in ein
sinnvolles Zeitgitter einordnen konnte und dass sie auch kurz zurÃ¼ckliegende
Einzelheiten erinnerte. Im Rahmen der lÃ¤ngeren Explorationssituation war sie auch
in der Lage, an initial angerissene Themenbereiche anzuknÃ¼pfen und vergessene
Einzelheiten spÃ¤ter nachzutragen. MerkfÃ¤higkeitsstÃ¶rungen waren demnach
auszuschlieÃ�en. Die Antriebssituation war ungestÃ¶rt. Weder war eine
Antriebshemmung noch eine Antriebsreduktion festzustellen, es bestand jedoch
auch keine Antriebssteigerungen; die KlÃ¤gerin konnte ruhig auf ihrem Stuhl
sitzend der Untersuchung folgen, ohne Nachlassen ihrer KonzentrationsfÃ¤higkeit
und ohne erhÃ¶hte Ablenkbarkeit. Aufgrund ihrer exakten Auffassungsgabe, ihrer
guten VerbalisationsfÃ¤higkeit und ihres erhaltenen AbstraktionsvermÃ¶gens gab
es keine Hinweise auf eine globale intellektuelle BeeintrÃ¤chtigung. Das
DenkvermÃ¶gen war unter formalen Gesichtspunkten in sich zusammenhÃ¤ngend,
logisch aufgebaut, vom HÃ¶rer nachvollziehbar, ohne GedankenabreiÃ�en, ohne
GedankensprÃ¼nge, ohne Neigung, am Thema zu haften, und ohne
Wiederholungsneigung bei regelrechter Denkgeschwindigkeit ohne
Denkverlangsamung und ohne Denkbeschleunigung. Es gab auch keine Hinweise
auf Ã¼berwertige Ideen, Zwangsgedanken oder gar Wahngedanken; auch
produktive WahrnehmungsstÃ¶rungen wie Halluzinationen und so genannte Ich-
StÃ¶rungen wie Fremdbeeinflussungserlebnisse war nicht zu erheben. Prof. Dr. B.
konnte einen guten Rapport zu ihr herstellen und keine durchgÃ¤ngige
Verschiebung der Grundstimmung in einen deprimiert-gehemmten oder
Ã¤ngstlichen Modus feststellen. Die KlÃ¤gerin war aber auch nicht dysphorisch-
gereizt oder inadÃ¤quat euphorisch. Auch freudige Affekte mit lachen und
schmunzeln waren nicht ausgespart. Die affektive ModulationsfÃ¤higkeit war damit
voll erhalten. Typische depressive Symptome, wie gedrÃ¼ckte Stimmung,
Interessenverlust, UnfÃ¤higkeit, sich zu freuen, Verminderung des Antriebs,
erhÃ¶hte ErmÃ¼dbarkeit und AktivitÃ¤tseinschrÃ¤nkungen, vermindertes
Konzentration-und AufmerksamkeitsvermÃ¶gen, ein vermindertes
SelbstwertgefÃ¼hl und Selbstvertrauen, SchuldgefÃ¼hle und GefÃ¼hle von
Wertlosigkeit, negative und pessimistische Zukunftsperspektiven, Gedanken Ã¼ber
oder tatsÃ¤chlich erfolgte schwerwiegende Selbstverletzungen oder
Suizidhandlungen, SchlafstÃ¶rungen und verminderter Appetit lieÃ�en sich bei der
KlÃ¤gerin weder im Querschnittsbefund in relevantem Umfang feststellen noch
lieÃ�en sich solche Symptome Ã¼ber lÃ¤ngere ZeitrÃ¤ume hinweg aus der
lÃ¤ngsschnittlichen Betrachtung ihrer eigenen anamnestischen Angaben und der
Aktenlage ableiten. Demzufolge hat der gerichtliche SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. B.
Ã¼berzeugend auch aufgrund der fehlenden RÃ¼ckzugstendenzen, des fehlenden
Verlustes der Tagesstrukturierung und Interessenspektrums eine psychiatrische
Krankheit klinisch-relevanten AusmaÃ�es ausgeschlossen. Nicht folgen konnte der
Senat dem gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen PD Dr. S â�¦ Er hat fÃ¼r den Senat
nicht schlÃ¼ssig und nachvollziehbar dargelegt, weshalb die KlÃ¤gerin selbst
einfache und leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten nicht mehr vollschichtig verrichten
kann. Die Beklagte hat zu Recht darauf hingewiesen, dass aus der EinschrÃ¤nkung
fÃ¼r komplexe exekutive Funktionen nicht schlÃ¼ssig folgt, dass das quantitative
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LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte und einfache TÃ¤tigkeiten eingeschrÃ¤nkt ist. PD
Dr. S. hat fÃ¼r das Gericht auch nicht schlÃ¼ssig und nachvollziehbar dargelegt,
welche Testungen er durchgefÃ¼hrt hat, welche Ergebnisse diese erbracht haben
und wie diese mit den selbst erhobenen Befunden in Ã�bereinstimmung zu bringen
sind. SchlieÃ�lich fehlt fÃ¼r den Senat auch eine KonsistenzprÃ¼fung, da
testpsychologische Erhebungen objektiviert werden mÃ¼ssen. Somit hat PD Dr. S.
bereits nicht den Nachweis von HirnfunktionsstÃ¶rungen erbracht. Prof. Dr. B. hat
zudem Ã¼berzeugend darauf hingewiesen, dass die bildmorphologisch
beschriebenen HirnverÃ¤nderungen, die als vaskulÃ¤re Encephalopathie
interpretiert wurden, bereits seit 2007 bestehen und einer BerufstÃ¤tigkeit nicht
entgegenstanden. Wenn es sich bei diesen VerÃ¤nderungen tatsÃ¤chlich um kleine
Hirninfarkte handeln sollte, dann mÃ¼sste nach den Ã¼berzeugenden
AusfÃ¼hrungen des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. B. eine
Verschlechterung der Befunde wie auch zentrale neurologische Defizite zu erwarten
sein. Solche zentralen neurologischen Defizite sind aber weder im
Entlassungsbericht vom 26. Juli 2016 noch im Entlassungsbericht des Diakonie-
Klinikums H. H. vom 23. Juni 2016 oder in einem anderen Bericht beschrieben.
SchlieÃ�lich bleibt noch darauf hinzuweisen, dass auch der behandelnde Nervenarzt
Dr. R. eine leichte TÃ¤tigkeit vollschichtig fÃ¼r zumutbar erachtet hat. Auch Dr. R.
hatte keinen Anhalt dafÃ¼r, dass die Beschwerden auf einen hirnorganischen
Prozess zurÃ¼ckzufÃ¼hren waren, zumal die Ergebnisse des bei ihm
durchgefÃ¼hrten DEMTECT-Tests mit 15 Punkten im altersgemÃ¤Ã�en Normbereich
lagen und ein erhebliches kognitives Defizit ausgeschlossen werden konnte (s. auch
seinen Bericht vom 1. Februar 2016, Blatt 55 der Gerichtsakten des Senates). Auch
die behandelnde Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. B. hat neurologisch
keine AuffÃ¤lligkeiten feststellen kÃ¶nnen (s. ihre Berichte vom 4. Dezember 2014
und 14. November 2016, Blatt 32, 33 der SG-Akten).

In Anbetracht der Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des gerichtlichen
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. B. konnten die nachfolgenden eingereichten Atteste
des Hausarztes K. nicht Ã¼berzeugen, zumal die postulierte starke EinschrÃ¤nkung
der KonzentrationsfÃ¤higkeit, der MerkfÃ¤higkeit sowie der kÃ¶rperlichen und
geistigen Belastbarkeit nicht schlÃ¼ssig und nachvollziehbar belegt worden sind.
Rentenrelevante Erkrankungen auf anderem medizinischen Fachgebiet liegen nicht
vor. Der Hausarzt K. hat in seinen aktuellen Ã¤rztlichen Attesten lediglich auf
nervenÃ¤rztliche Beschwerden Bezug genommen, so dass sich von Amts wegen
kein weiterer Ermittlungsbedarf aufdrÃ¤ngte, zumal Prof. Dr. B. weitere
Begutachtungen nicht fÃ¼r erforderlich gehalten hat. Die KlÃ¤gerin kann hiernach
leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten vollschichtig verrichten. Eine schwere spezifische
Leistungsbehinderung oder eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen liegt damit nicht vor; der KlÃ¤gerin sind beispielsweise
einfache BÃ¼rotÃ¤tigkeiten oder einfache Sortier-, Montier- oder
VerpackungstÃ¤tigkeiten mit leichten Industrie- und Handelskammer (vergleiche
BSGE, Urteil vom 24. Februar 1999,B 5 RJ 30/98 R, juris) vollschichtig mÃ¶glich, so
dass sich Bereiche des allgemeinen Arbeitsmarktes beschreiben lassen, weshalb es
der Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit nicht bedarf. Auch ist die
WegefÃ¤higkeit (vgl. BSG, Urteil vom 17. Dezember 1991, 13/5 73/90, juris) nicht
rentenrelevant eingeschrÃ¤nkt, da weder die freie Wegstrecke noch die Benutzung
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Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel reduziert ist, wie Prof. Dr. B. schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar ausgefÃ¼hrt hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Im Rahmen des dem Senat nach Â§
193 SGG eingerÃ¤umten Ermessens war fÃ¼r den Senat maÃ�geblich, dass die
KlÃ¤gerin mit der Rechtsverfolgung ohne Erfolg geblieben ist und die Beklagte
keinen Anlass zur KlaG.hebung gegeben hat.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor (Â§ 160 Abs. 2 SGG).

Erstellt am: 24.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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